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Affäre um Bonus-Meilen








Guten Tag, Herr Generalsekretär,





viele Menschen der Bevölkerung - auch wir - bedauern, dass Sie überhaupt Anzeige in obiger Angelegenheit erstattet haben, wenngleich diese inzwischen auch zurückgezogen wurde. Wieder wurde ein Mutiger, der Missbrauch durch Politiker offenlegte, mundtot gemacht, sei es durch Ihre inzwischen zurückgezogene Anzeige oder - als Folge davon? - die Maßnahmen der Lufthansa gegen ihren Angestellten.





Die deutsche Bevölkerung ist froh und dankbar für Jeden, der den Mut hat, solche Skandale der sog. Volksvertreter an die Öffentlichkeit zu bringen, wie auch immer.





Ohne den Skandaldruck sind die deutschen Politiker - nicht selten zutreffender „politischen Abzocker“ - nie bereit, von ihrem Amt, das nicht selten gegen die Bevölkerung missbraucht wird, zurückzutreten. Dies ist nur durch das Veröffentlichen solchen skandalösen Missbrauchs möglich. Deshalb muss man dankbar sein, wenn dieses skandalöse - und korrupte? - Verhalten endlich bekannt wird.





Offenbar wurde aber durch den Druck, Anzeige zu erstatten, die Veröffentlichung weiterer Politiker und deren Missbrauchs ihrer - berechtigten? - Vergünstigungen erfolgreich verhindert. Schade. Gerade zum jetzigen Zeitpunkt hätte es die deutsche Bevölkerung sehr interessiert, wer von den Politikern von Rot, Grün, Gelb und Schwarz ebenfalls den Missbrauch solcher Begünstigungen praktiziert hat.





Auch in diesem Fall wird wieder einmal mehr deutlich, dass die Politiker in der Regel „gleicher“ sind als fast alle anderen, z.B. auch was Datenschutz, was Grundrechte, was Strafmaßnahmen usw. betrifft.





Über eines sind wir sicher mit Ihnen einig: All die enormen Bezüge und Vergünstigungen der deutschen sog. Volksvertreter zahlt - entgegen seinem Willen - die deutsche, permanent ausgepresste Bevölkerung, der die Wahrheit darüber dann vorenthalten wird.





Dass z.B. Cem Özdemir zurückgetreten ist, wurde von sehr vielen begrüßt, vor allem auch im Hinblick auf sein skandalöses Verhalten gegenüber den Hundehaltern in diesem Land. Aus einem Schreiben betroffener Hundehalter an einen NRW-Politiker geht folgende Einstellung dieses „Volksvertreters“ hervor:





„Haben Sie sich mal die Reden in den diversen Landtagen und im Bundestag angehört? Haben Sie sich damals mal die Webseite Ihres Parteigenossen Özdemir angesehen auf der uns die Gaskammer gewünscht wurde? Auf der wir unisono als „Nazischweine“ bestimmt wurden? Haben Sie sich mal mit einem K1-Hund auf die Straße begeben, um die Angriffe und Pöpeleien der Mitmenschen angehört?“		(...)�
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Weiterhin verhöhnte er die Hundebesitzer auch, indem er auf seiner Homepage die Begriffe Hunde in Katzen verwandeln ließ und griff damit auch in die Persönlichkeitsrechte derer ein, die sich an diesen „Volksvertreter“ wandten. Dies im Hinblick auf die seit Juli 2000 praktizierte schnelle und langsame Ausrottung von Hunden ausländischer Hunderassen, die nach wie vor - inzwischen von Medien und Politikern totgeschwiegen - stattfindet und praktiziert wird. Es sind ja auch nur leidensfähige Tiere und Menschen der Bevölkerung, auch Kinder, die man schikaniert bzw. deren Leben man zerstört. - Es bestätigt sich eben immer wieder das Zitat von Adorno, alle Bereiche der Mensch-Tier-Beziehung betreffend, denn auch wir denken nicht nur an die Hundeausrottung.





Auch jetzt wieder, im aktuellen Zusammenhang mit den Regen- und Flutkatastrophen. Menschen werden gerettet, aber ihre Tiere lässt man ertrinken unter dem Vorwand: Menschen sind erstranging zu retten. Mit welcher Berechtigung denn, da die Tiere ausschließlich durch das Fehlverhalten der Menschen und deren Umweltmissbrauch und -vernichtung in Not und Gefahr kommen?





Herr Müntefering, solange Menschen, von denen jegliche Gewalt, Vernichtung und Umweltzerstörung - auch in diesem konkreten Zusammenhang - ausgeht, sich anmaßen zu sagen und zu tun, dass die Hilflosesten und Schwächsten keine Hilfe und Rettung verdienen, solange wird auch das Elend über die Menschen hereinbrechen. Wenn die Schwächsten nichts zu erwarten haben, nicht einmal ihr Leben, weniger Schwache haben dann auch nichts zu erwarten auf Dauer. 





Viele Menschen messen inzwischen die Politiker an dem Umgang mit den Schwächsten unserer Zivilisationskette. Hilfe, Rettung, Schutz und Lebensachtung der uns allen anvertrauten Mitgeschöpfe ist eine enorme Wissens- und Handelnslücke bei den Politikern, ist eine politische „Marktlücke“, die es endlich gilt, auszufüllen, aber um der Mitgeschöpfe selbst willen, um ihres Lebensrechtes willen. Der Umgang mit den uns allen anvertrauten Mitgeschöpfen und der Natur ist die Bewährung für die Menschen - auch für die Politiker. Nichts anderes.





Rot-Grün hat in weniger als einer Legislaturperiode mehr Tod und Vernichtung praktiziert, als dies von Schwarz-Gelb über sehr viel mehr Jahre geschah. Das ist leider eine erschütternde Tatsache! - Das Rot der SPD steht inzwischen für das Rot des Blutes Unschuldiger!





Zur Verdeutlichung einige Meinungen von Wählern zu den sog. deutschen Volksvertretern o.g. Bonus-Meilen-Affäre betreffend bzw. was den jetzigen Kanzler angeht. Wenn Sie Wert auf Beispiele legen in Bezug auf den Umgang der Politiker mit unseren Mitgeschöpfen und mit Menschen, die auch das Lebensrecht der Tiere achten, geben Sie bitte Bescheid.




















Anlagen


Meinungen zu den bzw. über die deutschen Politiker
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Guten Tag, Herr Ministerpräsident,





Ihr Bescheid vom  5. August 2002 kann natürlich keineswegs befriedigen, vor allem, wenn man sich mit der Problematik auseinandergesetzt und ein eigenständiges Denken bewahrt hat. Die von Ihnen suggerierte Sicherheit gibt es nicht. Der Bevölkerung wird durch sämtliche Maßnahmen, auch manipulierte Berichte, Veröffentlichungen usw. eine Sicherheit vorgegaukelt, die lediglich eine Scheinsicherheit ist. Todesfälle wie der des kleinen André, der kleinen Kristina und weitere Vorfälle machen dies deutlich, denn diese kamen ums Leben trotz aller Verfolgung, Vernichtung, Schikanen, Enteignung, Tötung der willkürlich aufgrund frei erfundener Rassenlisten als Kampfhunde abgestempelten Hunde. Es wird in Zukunft so bleiben, da deutsche Politiker nicht lernfähig sein wollen, an den wirklichen Ursachen nichts ändern wollen.





Von einem „optimalen Ausgleich“ im Zusammenhang mit der seit Juli 2000 praktizierten Verfolgung, Vernichtung der willkürlich diskriminiertern Hunde zu sprechen, ist nicht nur reiner Hohn, vor allem gegenüber denjenigen, denen man bisher immens geschadet hat und gegen deren unschuldigen Hunden, die man hundertfach gequält und gemordet hat - auch in Hessen. So könnte sich jeder, der sich der Massenvernichtung in der Vergangenheit und zukünftig schuldig macht, seine Verbrechen mit sog. „optimalen Ausgleich“ rechtfertigen.





Seit Juli 2000 bis heute wird gnadenlose, schnelle und langsame Ausrottung betrieben - nicht mehr, nicht weniger. Als Rechtfertigung für diese von Ihnen als positiv dargestellten Verbrechen gibt man Sicherheit an, die es bis heute in Folge falscher politischer Entscheidungen nicht gibt. Der Bevölkerung wird Scheinsicherheit vorgegaukelt, die Menschen und Tiere nach wie vor Gesundheit und Leben kosten. Aber man bleibt dabei, Unschuldige zu verfolgen, ließ und lässt diese in vielen Fällen morden!





Ihre - offensichtlich vorsätzlichen - irreführenden Bemerkungen zum Urteil des BVwerG korrigieren wir wie folgt:





Das Bundesverwaltungsgericht wies eindeutig darauf hin, dass auch ohne die Hundeverordnungen ausreichende Mittel zum Schutz der Bevölkerung vor gefährlichen Hunden vorhanden sind, diese also überflüssig sind. Hessen hat ja nun schon die dritte rechtswidrige Verordnung.





Weiterhin hat das Bundesverwaltungsgericht Hundeverordnungen, die ohne ausdrückliche Ermächtigung durch den Gesetzgeber an die Zugehörigkeit von Hunden zu bestimmten Rassen anknüpfen, für nichtig erklärt.





Schon wegen diesen Punkten hat man dann darauf verzichtet, noch auf die fehlende Listung des Schäferhundes einzugehen. Auch dies nur als Beispiel.





Wenn es Ihnen, Herr Ministerpräsident,  tatsächlich mit der Sicherheit für Menschen und Tiere ernst wäre, dann hätten Sie den Minister Bouffier, der für unendliches und nie wieder gut zu machendes Leid und den Mord an über 200 Lebewesen verantwortlich zeichnet, bereits im Juli 2000 unwiderruflich zum Teufel gejagt! Und nur dort gehört er auch hin, nicht als Volksvertreter in ein Ministerium, wo er nur Schaden anrichtet, ausschließlich zu Lasten der Bevölkerung und zusätzlich noch der immer unschuldigen Hunde.	(...)�
		2











Aber Sie stellen sich nach wie vor vor einen offenbar amtsmissbrauchenden Minister und demonstrieren auch in diesem Zusammenhang deutlichst, was Sie von der Bevölkerung und deren Rechten tatsächlich halten. Naja, dies ist nicht der einzige Zusammenhang, der deutlich macht, dass die hessische Regierung weder über Verantwortung noch Rückrat, dafür aber über immense Skrupel- und Verantwortungslosigkeit verfügt.





In diesem Zusammenhang machen wir sowohl auf die ignorierte Stellungnahme von Experten des Diensthundewesens von 16 Ländern, die vorsätzlich von den deutschen Politikern unter Verschluss gehalten wurde, aufmerksam. Dies war auch Ihrem Minister Bouffier bekannt - äußerst wahrscheinlich auch Ihnen selbst. Ebenso machen wir auf die über 200 regelrecht hingerichteten Hunde in Hessen aufmerksam, die zum Teil wegen Bellens hingerichtet wurden. - Herr Ministerpräsident, wenn die deutschen Politiker für all das, was sie mündlich, schriftlich oder in anderer Form von sich geben/praktizieren so zur Verantwortung gezogen würden, wie z.B. der friedliche Familienhund Baxter und viele seiner Leidensgenossen, was eigentlich gerecht wäre, dann wäre nicht nur Hessen ein politikerfreies Land. Aber auch in Hessen sind einige gleicher als die große dumme Menge „Stimmvieh“, nur interessant vor und während den Wahlen. Sämtliche Politiker, auch die skrupel- und verantwortungslosesten haben Freibriefe, auch für straffreien Amtsmissbrauch. Bei Minister Bouffier - und auch anderen - kommt noch dazu, dass man ganz offensichtlich den persönlichen Hundehass ungestraft auslebte bzw. noch auslebt. Es sind ja nur Tiere, die diesen Wahnsinn mit Gesundheit, Freiheit und Leben bezahlen, es sind ja auch nur Kinder, die schwer traumatisiert wurden, es sind ja auch nur Menschen, denen man ihre Gefährten wegnahm, ihnen einfach wegmordete.





Wenn Sie sich anmaßen, nach allem Bisherigen seit Juli 2000 von „geringstmöglichen Eingriffen in die Rechte der Bürger“ zu sprechen, muss man zwangsläufig fragen, ob Sie auf einem völlig anderen Planeten leben. Wie sonst soll man sich diesen unverantwortlichen Unsinn erklären, den Sie schwarz auf weiß verteilen lassen? Von der Wirklichkeit haben offenbar weder Sie einen Schimmer noch Ihr Minister Bouffier! - Fragen Sie doch einmal die wirklich Betroffenen in der Bevölkerung, was sie und ihre unschuldigen Hunde seit Juli 2000 wegen dem Kriminellen und Tierschinder Ibrahim K., den jahrelang von Politikern geduldeten Missbrauch von Hunden als Waffen und den dazugehörigen Folgen zu erleiden haben, obwohl diese gar nichts damit zu tun haben. Ihr einziges „Verbrechen“ besteht darin, einen Hund zu halten, dessen Rassen von Kriminellen/Tierschindern aufgrund ihrer Robustheit, extremen Lernfähigkeit und Treue gefoltert und gegen Menschen und Tiere gleichermaßen eingesetzt wurden, was übrigens mit ziemlich jedem Hund - sogar in Pinschergröße (Rattenkampf�hunde) - machbar ist.





Nach den weiteren vielfältigen Beißvorfällen, z.B. die kleine Kristina, der kleine André, immer noch an den Ausrottungslisten der Hunde festzuhalten und der Bevölkerung eine Sicherheit vorzugaukeln, dies es bis heute gar nicht geben kann, zeigt, wie lernunfähig, aber auch verantwortungslos der große Teil der deutschen Politiker - auch Sie und Herr Bouffier - sind. Damit muss man diesen unterstellen, auch Ihnen, Herr Koch, dass wirklicher Schutz und wirkliche Sicherheit für Andere völlig schnuppe sind. Sonst würden Sie endlich umdenken, umhandeln, und Ihre unfähigen Minister zum Teufel jagen und endlich einen verantwortungsvoll handelnden Minister an dessen Stelle setzen.





Es gibt keine gefährlich geborenen Hunde, aber es gibt eine Menge gefährlicher Menschen, einschließlich in politischen Stellen, denn einzig und allein von Menschen geht jegliche Gefahr, Gewalt und Vernichtung aus. Ein Hund ist immer das, was Menschen aus ihm machen. Gefährliche Hunde sind qualvoll von menschlichen Bestien missbrauchte Hunde. Diese menschlichen, und deshalb vorrangig schützenswerten Bestien machen auch seit Juli 2000 munter weiter - eben mit nicht gelisteten Hunden.




















�
Martina und Jürgen Gerlach	Wald-Michelbach, 25. August 20021


Hauptstraße 87 a	Telefax 06207/920427


69483 Wald-Michelbach











Martina und Jürgen Gerlach   Hauptstraße 87 a   69483 Wald-Michelbach


Telefax 06131/163595





Ministerium des Innern und für Sport


Frau Monika Zartmann


Postfach 3280





55022 Mainz

















Ihr Zeichen 19030-1/34, 341/Schriftverkehr Ihr Schreiben vom 22.7.2002


„Gefährliche“ Hunde





Guten Tag, Frau Zartmann,





wir danken für Ihren Bescheid, der selbstverständlich mehr als unbefriedigend ist, vor allem, wenn man sich mit der Problematik und den wahren Hintergründen auseinandersetzt. Aber die Bevölkerung in diesem Land ist von ihren Volksvertretern und deren Helfern nichts anderes inzwischen mehr gewohnt.





Sie verweisen uns mit unserer Anfrage an den rheinland-pfälzischen Gemeinde- und Städtebund als Verbandsorgan der Kommunen. Das Mindeste wäre doch dann auch die Mitteilung der entsprechenden Anschrift gewesen - oder?





Zu Ihrem Hinweis, dass dem Verfassungsauftrag zur Gewährleistung der Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger in RPF gegenüber etwaigen Wirtschaftlichkeitsüberlegungen Vorrang einzuräumen ist, müssen wir Ihnen Folgendes entgegnen.





Auch durch Schikanen, Verfolgen, enormes Abzocken der hundehaltenden Bevölkerung, konkret der Hundehalter, die Besitzer der willkürlich rassendiskriminierten Hunde sind, kann man weder Menschen noch Tiere schützen. - Der Tod des kleinen André macht es erneut deutlich.





Die Politiker der 14 Bundesländer, in denen rechtswidrige Verordnungen gegen Hundehalter und Hunde, die man pauschal aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit als gefährlich erklärt und ebenso das Ursprungsland Bayern, aber auch die verantwortlichen Bundespolitiker belügen und betrügen die Bevölkerung und gaukeln dieser eine Scheinsicherheit vor, die keinen Menschen und kein Tier vor wirklicher Gefahr durch tatsächlich gefährliche Hunde - immer als Folge menschlichen Fehlverhaltens - schützt. Diese haarsträubenden Fehlentscheidungen - Ausrottungsmaßnahmen, langsam und schnell seit Juli 2000 praktiziert - werden bis heute aufrecht erhalten. Für keine Lüge sind sich diese Herren und Damen Volksvertreter zu schade, denn es gilt, ihre jahrzehntelangen Versäumnisse und politisiche Fehlentscheidungen zu vertuschen.





Die Hunde, die man pauschal aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit als gefährlich abstempelt, sind günstige Sündenböcke für verantwortungs- und rückratlose Politiker. Unzählige Hunde haben dies mit ihrem Leben, noch mehr mit viel Qual und mit ihrer Freiheit gebüßt. 	(...)�
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Die gepriesene und auch von Ihnen suggerierte Sicherheit gab es weder vor dem Juli 2000, noch gibt es sie bis heute. Es kann sie auch nicht geben, z.B. auch in Folge schlampig arbeitender Behörden und Politiker - s. Hamburg, und in Folge des Vertuschens der wirklichen Ursachen. Durch Lug, Trug, Manipulation spalteten die deutschen Politiker im Wechselspiel mit den deutschen Medien die deutsche Bevölkerung und praktizierte eine seit Jahrzehnten nicht mehr dagewesene Hetze und Verfolgung gegen Unschuldige, die deutliche Parallelen zum Nationalsozialismus und zu Stasi-Methoden aufweist.





Dass es den deutschen Politikern gar nicht um Sicherheit für Menschen und Tieren geht, wird wieder und wieder deutlich auch daran, dass man an dem Irrsinn Hunderassenlisten und dem vorsätzlich missbrauchten Begriff Kampfhund festhält, auch nach dem Urteil des BVwerG offensichtlich nicht lernfähig oder lernwillig ist. Es gibt keine geborenen Kampfhunde. Ein Kampfhund oder ein gefährlicher Hund entsteht erst in Folge des Missbrauchs durch Menschen, die ja besonders vorrangig schützenswert sind. Sicher damit sie weiter ungehindert und belohnt missbrauchen, quälen, töten dürfen.





Die Politiker der Länder und des Bundes wissen alle, dass sie mehr oder weniger beteiligt und dafür verantwortlich sind, dass Experten nicht zu Worte kamen, die Resolution von Experten des Diensthundewesen von 16 Ländern über ein Jahr vorsätzlich unter Verschluss gehalten wurde, damit man die Ausrottung der unschuldigen Hunde weiter betreiben und die Fehlentscheidungen, Hunde pauschal als gefährlich aufgrund völlig frei erfundener Rassenlisten abzustempeln, beibehalten konnte. Davon will man auch in Ihrem Land nicht abgehen und dies nach allem nie wieder gut zu machenden Schaden.





Naja, die Rechnung bekommen die deutschen verantwortungs- und rückratlosen Politiker. Auch wenn diese sich noch selbstherrlich in ihrem Amt sonnen, sie haben in skrupel- und verantwortungslosester Weise das Maß allen Akzeptablen überschritten, nicht um Menschen und Tiere zu schützen, denn die kommen, wie der Vorfall des kleinen André in Ihrem Bundesland deutlich macht, nach wie vor zu Schaden, da wirklich helfende Maßnahmen hintertrieben und ignoriert werden.





Sämtliche Beißvorfälle sind einzig und allein Folgen des menschlichen Fehlverhaltens - direkt und indirekt. Aber was interessieren unsere äußerst zweifelhaften und gewissenlosen Politiker schon Tatsachen? Was interessiert diese „Volksvertreter“ der wirkliche Schutz für Menschen und Tiere?





Auch wenn Sie nur Angestellte in diesem Ministerium sind, so sollten auch diese Helfer und Handlanger der Politiker darüber endlich nachdenken. Gerne können Sie dies auch an Ihren Dienstherren weitergeben.





Wenn dem Ministerpräsidenten Beck auch nur ein Minimum an Sicherheit für die Bevölkerung ein wichtiges Anliegen gewesen wäre, hätte er von Beginn an diesen ausrottenden Schwachsinn gegen Hunde und die enormen Schikanen gegen verantwortungsvolle Menschen unterbunden, hätte sich gegen diesen rassistischen Irrsinn eingesetzt, hätte seinen dafür mitverantwortlichen Minister schon lange zum Teufel gejagt und hätte sich dafür stark gemacht, dass wirkliche Experten zu Worte gekommen wären, hätte sich dafür eingesetzt, dass eine den Tatsachen entsprechende Berichterstattung im ZDF erfolgt und nicht die Tatsachen unterschlagen bzw. auf den Kopf gestellt und die Bevölkerung bundesweit belogen wird.





Aber nicht einmal nach dem Urteil des BVwerG ist man dazu bereit oder fähig. Soviel kurz zu der von Ihnen angeblich gewährleisteten Sicherheit, die keine ist. Diskriminierung, Hundehass, Angst, Hysterie, Ausrottung, Schikanen, Abzocken ohne Ende, tausendfache Qual, vielhundertfacher Mord an Hunden, vielfältige Körperverletzungen, Mordanschläge, auch tödlich endend - so sieht auch die „Sicherheit“ des Herrn Beck aus.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen�
Unsere jetzige aktuelle Briefaktion zur Kenntnis und falls dies Jemanden interessiert.
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Wichtig: Wahlen am 22.9.2002 und weitere - Bleiben Sie bitte nicht passiv!








Hallo, Tierschützer, Tierfreunde,





mit einer Woche Verspätung geht es weiter. Allen voran stellen wir die Wahl-Info/den Wahlhelfer. (Durch Rücktritt von Gysi ist dieser Punkt so nicht mehr ganz aktuell, sinngemäß aber nach wie vor richtig.) Es ist wichtig, dass die Wähler bei dieser und allen anderen Wahlen nicht passiv bleiben. Nicht wählen stärkt den politischen Schurken den Rücken. Wenn Sie keine Alternative für eine Partei Ihrer Wahl haben, dann bitte machen Sie Ihren Wahlzettel ungültig. Für jeden ungültig gemachten Wahlzettel büßen die Parteien Wahlkampfkostenerstattung ein. 





Bedenken Sie bitte, die Wahl wird prozentual entschieden, gleichgültig, wieviele Menschen wählen oder nicht. Eine Alternative zwischen Rot - dem „Blutkanzler“ - und Schwarz - dem „Ausrottungskanzler“ haben wir ohnehin nicht. Trotzdem müssen wir alle die Möglichkeiten nutzen, die wir haben, um den Politikern deutlichst zu quittieren, dass die Bevölkerung sich dies alles nicht länger gefallen lässt. Machen Sie zu Ihrem Maßstab für Ihre Wahlentscheidung, wie die Politiker mit den Schwächstern unserer Zivilisationskette - mit den uns allen anvertrauten Tieren - umgehen. Denken Sie an die Ausrottung der Hunde seit Juli 2000, denken Sie an die vielen tausend in die Flammen geschickten Rinder und Kälber, denken Sie an die vielen tausend gekeulten Schweine, Schafe, die vielen tausend Hühner und jetzt die vielen Tiere, die ertranken bzw. die man ertrinken ließ. Fast alle wurden Opfer der Gier und Gemeinheit von „Menschen“. Denken Sie bitte auch an die vielen Schächttiere, denen ungestraft und ohne jegliche Betäubung der Hals durchschnitten wird. Für das nun gesetzliche legalisierte Hälsedurchschneiden zeichnet vor allem Rot-Grün verantwortlich. Aber selbst die evang. Kirche begrüsst diese grauenvollen Verbrechen der Tiere. - Übrigens wurden die Anzeigen gegen den Schächter Altinküpe, der bereits ab dem 15.1.2002 ohne Genehmigung schächtete! und gegen die duldende Genehmigungsbehörde mehrfach abgeschmettert. Wie tief ist die deutsche Justiz gesunken?





Machen Sie die Qual und die Verbrechen an den Tieren zu Ihrem Wahlmaßstab! Denken Sie immer daran: „Wenn Tiere wählen könnten ...“





Nun geht’s los. Wir haben dieses mal sehr viele Briefe - auch übernommen von Animal 2000, denn die Verbrechen an den Tieren sind nicht zurückgegangen, sondern vermehren sich permanent und rasant dank auch der deutschen Politiker. Die eiligsten Briefe sind vorangestellt, wichtig und dringend sind sie natürlich alle. 





Brief an Offenbach-Mühlheim wegen Steuererhöhung und Missbrauch dieser Steuergelder - Termin 5.9.2002!


Wir haben sehr gute Briefe - hier vom Tierschutzverein Olpe, die wir ergänzt bzw. leicht abgeändert haben  - gegen die Hundeausrottung in diesem Land: „Was das Urteil des BverwG aussagt“ vom TSV Olpe, in Folge des Urteils 14 x Rücktrittsforderung der verantwortlichen Minister, 1 Brief an den Bund der Steuerzahler wegen der exorbitanten Verschwendung von Steuergeldern. So hart, ungerecht und grausam, wie die deutschen Politiker gegen die immer unschuldigen Hunde und verantwortungsvollen Hundehalter vorgingen und unzählige Hunde haben hinrichten lassen, so hart müssen wir jetzt nach dem Urteil des BVwerG gegen diese politischen Schurken vorgehen - ohne jeden Pardon, es gab von denen auch keinen gegen die unschuldigen Tiere. Denken Sie immer an den Familienhund Baxter, der wegen Bellens hingerichtet wurde. 


Brief an den Leiter der diesjährigen Innenministerkonferenz am 5./6.12.2002 zur gleichen Tierqualproblematik	(...)�
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Brief an den Ulmer Oberbürgermeister gegen das Tottesten der Hunde. Die Wesenstests in Ulm sind eine Schande und haben mit der Bezeichnung nicht das Geringste zu tun.


Brief an den Offenbacher Bgm. wegen Endlager; die Stadt ist zwar Betreiber, leugnet aber, dass es Endlager ist. 


Brief an den Oberbürgermeister von Saarbrücken gegen den hundertfachen Taubenmord


Anzeige an die Saarbrücker Staatsanwaltschaft gegen diesen OB und seine Behörde


1 Brief an Ministerin Künast mit der Forderung, eine Richtlinie mit den vom EP geforderten Reformen zu beschließen, um die Qual auf den Tiertransporten zu lindern.


Brief an Künast als Verbraucherschutzministerin wegen Schächtfleisch


Brief an die evangelische Kirche, Darmstadt, die das qualvolle betäubungslose Schächten der Tiere befürwortet.


Brief an Bundeskanzler w. Jagd abschaffen - möglichst noch vor der Wahl im September absenden.


3 Briefe gegen den Mord an Straßentieren, auch in den Tierheimen in Taiwan


1 Brief an die Frau des bulg. Ministerpräsidenten, die sich bereit erklärte, als Schirmherrin für die Straßentiere zu fungieren, die dort nach wie vor massakriert werden. Weiterhin ein Brief an den Erzbischof Mennini, Gastgeber des Papstes im Mai, und den Weihbischoff Melzer. Anlässlich des Papstbesuches wurden die Ausrottungsaktionen gegen die bulgarischen Hunde noch verstärkt. Die Kirche tat wieder einmal nichts. Die Blutspur des Papstes?


2 Briefe gegen den Hundemord in Sofia, verstärkt noch anlässlich des Papstbesuches


2 Briefe gegen das Hunde- und Katzenschlachten in Korea, der Druck darf nicht nachlassen.


2 Briefe an die Botschaft von Tschechien wegen Welpenschmuggel und an die Ministerin für Tierschutz


2 Briefe gegen die irische Greyhound-Industrie


2 Briefe nach Spanien gegen das Morden der armen Galgos


2 Briefe nach Jugoslawien gegen die Tierquälereien auf dem Tiermarkt in Ruma - Info ist beigefügt.


1 Brief an den Präsidenten Putin, damit das Abschießen der Bären während ihres Winterschlafes unterbunden wird


1 Brief an Präsident Bush mit der Forderung, die Tiercontainer abzuschaffen


3 Briefe an das Königshaus von Norwegen, die norwegische Botschaft und an das norw. Ministerium gegen den Mord an weiteren 60 Delfinen und an Walen


4 Briefe an die türkischen Politiker bzw. Mehmet Nuri Yilmaz (anerkannter hochrangiger Gläubiger) gegen das jetzt gesetzlich legalisierte Töten der Straßentiere. Die Durchsetzung eines Tierschutzgesetzes wurde bis jetzt verschleppt und verhindert. Wenn möglich, bitte eine Kopie Ihres Briefes an den EU-Erweiterungskommissar Verheugen senden, Fax-Nummer bzw. Anschrift siehe Faxliste.


4 Briefe nach Griechenland in Vorbereitung Olymp. Spiele - Massenvergiftungen der Straßentiere 


2 Briefe gegen das Töten der türkischen Hunde für die Studenten in der Herzchirurgie - pro Student 15 Hunde!


1 Brief gegen das Morden und Ausrotten der Meeresschildkröten, hier in Mexiko


1 Brief an das ZDF gegen den Missbrauch von Tieren als Unterhaltungsobjekte


1 Brief von Pro Wildlife mit Forderung nach Schutz der letzten Orang Utans


1 Brief  nach Madrid gegen das Töten der unkastrierten und auch bereits kastrierten Straßenkatzen


6 Briefe gegen Rodeos in Deutschland an Bürgermeister, 1 Brief an die US-Streitkräfte in Deutschland


3 Proteste gegen Produkte aus Känguru-Leder. Australien hat die Abschussquote auf die Kängurus drastisch erhöht. Man verdient offenbar sehr gut an der Qual der Tiere und Schuhhersteller finanzieren diesen Mord an den Kängurus durch das Verarbeiten ihrer Haut. 


1 Brief nach Canada gegen den Fallenfang von Wölfen und anderen Pelztieren in Wildreservaten


1 Brief an Dr. Frese, Direktor des Duisburger Zoos, gegen die Qual der dort qualvoll gehaltenen Delfine


2 Briefe nach Süd-Afrika gegen die Jagd auf an Menschen gewöhnte Raubkatzen


1 Brief an den Generaldirektor des Nationalparks in der Türkei gegen das Auswildern der Bären, die von Menschen aufgezogen wurden. Sie haben inzwischen keine Überlebenschance in der Wildnis mehr.


2 Briefe nach Russland gegen das Fangen von 50 Belugas als Lust- und Freizeitobjekte für die Menschen


1 längerer Brief nach Grönland gegen das Töten von Orcas


1 Brief an den Rostocker Zoo, damit endlich dem in einem Zirkus missbrauchten Eisbären geholfen wird.


2 Briefe nach Canada gegen die Hundezuchten in Käfigen (ähnlich Pelztierfarmen)


16 Briefe an die jeweiligen Ministerpräsidenten zur Umsetzung des Qualzuchtverbotes, möglichst noch vor den jeweiligen Landtagswahlen absenden.





Protestkarten





Danke an die polizeilichen Helfer gegen den Vogelmord in Brescia


Protest gegen den Vogelmord in Malta





Unterschriftenlisten





Ganz dringend die Liste „Für 6 Schimpansen ist es 5 vor 12!“ - bis Ende September zurückzusenden an den Initiator.


	(...)�
	3





Liste gegen das Quälen und Morden der Hunde in Taiwan. Trotz Tierschutzgesetz findet dies nach wie vor statt. Die Bilder auf der Rückseite sprechen eine sehr deutliche Sprache. Das Geld für das Futter der Hunde haben sich gierige Menschen eingesteckt, die Hunde fressen sich gegenseitig auf, um nicht zu verhungern.


Liste gegen die Tierexperimente bei Huntingdon Life Sciences und gegen Marsh Inc. die diese Verbrechen versichert. 


Protest gegen den Leinenzwang in Grünanlagen


Einstellung der Jagd


Protest gegen den Pelztiermord


Parallel zur Protestkarte eine Unterschriftenliste gegen den Vogelmord auf Malta. Dort gibt es fast keine Vögel mehr. Wer in Deutschland den Himmel aufmerksam beobachtet, kann auch hier wesentlich weniger Vögel feststellen. Bald werden auch die Vögel unwiderruflich ausgerottet sein. Den unschuldigen Rabenvögeln und den Katzen sowie sogenannten Nesträubern  hängt man dann das Ergebnis der menschlichen Ausrottung an.


Petition zur Abschaffung der Intensivhaltung von Masthähnchen


Protest gegen die Bärenfarmen in China


Neues Tierschutzgesetz für Jugoslawien


Forderung für Volksabstimmung für Naturheilverfahren





Demonstrationen





Am 29. Mai 2002 fand ein bundesweiter Aktionstag gegen die MARSH-Niederlassungen statt. MARSH ist der Versicherungskonzern, der die Verbrechen an den Tieren der Tierexperimentenfirma HLS versichert. 


Am 3. August 2002 fand eine bundesweite Demonstration gegen das Pharmaforschungszentraum Bayer in Wuppertal statt. 


Am 7. September 2002 findet eine Demo gegen Pelz statt in Köln auf dem Roncalliplatz (Rückseite Kölner Dom) (Ifos dazu über Bernd-Wolfgang Meyer E-Mail-Adresse: Bernd-Wolfgang.Meyer@t-online.de (die ursprüngliche Nachricht ist von ihm.)





Notrufe





Flutopfer in den neuen Bundesländern, viele Tiere wurden einfach zurückgelassen oder die Besitzer durften diese nicht mitnehmen. Die Bankverbindung von animal protection group e.V. ist uns bekannt, kann bei uns erfragt werden. Diese zu veröffentlichen hat erst Sinn, wenn die Tiere tatsächlich gerettet werden können. Die wenigen helfen wollenden Tierschützer kommen nicht an die Tiere heran, die Retter/Helfer nehmen in der Regel nur die Menschen mit. Denken Sie auch an die Zootiere und den armen ertrunkenen Elefanten.


Weiterhin Hilferuf für die rumänischen Hunde von Ute Langenkamp. Denken Sie bitte daran, dass der Winter vor der Tür steht. Auch für die bereits geretteten Tiere kann dieser immer noch tödlich sein aufgrund der Notunterkünfte.


Ein Notruf erreichte uns per E-Mail - Ein kleiner Tierschutzverein in Sachsen, Landkreis Kamenz, bittet um Unterstützung für die Tiere.


Der VGT Österreich bittet um Spendenunterstützung, um das Abschießen der Hunde in Montenegro beenden zu helfen. Spendenaufruf und Bericht anbei.


Kerstin Lühr bittet um Unterstützung für ein gutes Tierhilfsprojekt.





Buchtips





Der Prophet: „Der Mord an den Tieren ist der Tod der Menschen“ und „Tiere klagen - der Prophet klagt an“. Kostenlose, sehr wichtige Broschüren.


Tip von Peter Grunert: „Die Pharma Story“, Hirthammer Verlag


„Du, das Tier - Du, der Mensch. Wer hat höhere Werte?“


Das tierfreundliche Kochbuch (erneute Empfehlung)


Behr’s Verlag, Hamburg, veröffentlicht im Heft „Brennpunkt Lebensmittelsicherheit Nr. 1 - Juni 2002 eine umfassende Dokumentation zum Nitrofen-Skandal (kann auch über Internet http://www.animal-health-online.de/ als PDF-Datei (1) geladen werden.





Informationen





Es wird wiederholt gewarnt vor Katzenfängern im Zusammenhang mit Kleider-/Schuhsammlungen.


Mitteilen können wir eine positive Entscheidung der österreichischen Politiker zur sog. Hundeproblematik. Dort wurden Lösungen gefunden, die sowohl dem Menschen- und auch dem Schutz der Tiere gerecht werden, womit die hundelose, aber auch die hundehaltende Bevölkerung leben und gut zurechtkommen kann. In Deutschland scheint man dazu nicht fähig zu sein.


Veröffentlichung des Vereins gegen die Diskriminierung von Hund und Halter. Beachten Sie vor allem das sture Verhalten der Politiker des Bundesministeriums nach dem Urteil.	(...)�
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Jetzt breitet sich die Hundeausrottungsseuche auch in der Schweiz, konkret im Kanton Wallis aus. Auch dort will man jetzt Hunde als gefährlich aufgrund Rassezugehörigkeit erklären. Grenzenlose Dummheit und Gemeinheit.


Schlechte Nachrichten aus Florida und Schanghai. In Schanghai enden Ausweiskontrollen für Tausende von Hunden tödlich. Hunde ohne amtliche Zulassung werden seit dem 1. Mai 2002 von der Polizei gefangen und getötet. Vorher hat man aber alles getan, damit die Zeit für die amtliche Zulassung der Tiere nicht ausreichend ist.


In Florida sammelt man Pitbulls ein und tötet sie. Es wird ein Kopfgeld pro gefangenen Hund gezahlt. - Das Zeitalter der Hundevernichtung, wo man auch hinsieht. Schlimm die Bestie Mensch.


Info zu den öffentlich rechtlichen Anstalten wie ARD und ZDF, die von der Bevölkerung durch deren Zwangsgebühren finanziert werden. Hier konkret das ZDF und der ganze Klüngel der politischen Schurken, die diese Anstalten und damit auch Information und Aufklärung der Bevölkerung steuern, zutreffender ist wohl hintertreiben. Das beste Beispiel ist ja der bis heute unterschlagene Genfer Prozess gegen den Hundemord in Deutschland, aber auch die Tierqualthematik Schächten. Die deutsche Bevölkerung darf nur wissen, was die deutschen Politiker zulassen, z.B. die Hetzerei gegen die immer unschuldigen Tiere oder die angebliche Notwendigkeit des betäubungslosen Schächtens der Tiere. 


Drama aus dem Tierreich endet wundersam - Nur wenige Menschen haben solch eine Größe, die für viele Tiere selbstverständlich ist, für viele Menschen leider nicht.


Der Internationale Gerichtshof für Tierrechte in Genf plant einen öffentlichen Prozess gegen die Verantwortlichen in verschiedenan asiatischen, aber auc osteuropäischen Ländern für die Massaker an Hunden und Katzen, also gegen das äußerst qualvolle Schlachten dieser Tiere. „Barry braucht unsere Hilfe“. Info zum Hundemord in China anbei. Dieser Prozess wird voraussichtlich nicht mehr in diesem Jahr stattfinden, weil die bisherigen Prozesse große Finanzmittel verschlungen haben, so dass der vorgesehene Prozess verschoben werden muss. Gleiches gilt für einen weiteren Prozess, dieses Mal in Brüssel, die Qual der Schlacht-/Schächttiere und auf den Tiertransporten betreffend. Sobald wir die Termine wissen, geben wir sie bekannt.


Trotzdem auch eine positive Nachricht, die haben Seltenheitswert: Hündin - ein Schiffshund - wurde für 55.500 Euro von einem im Meer treibenden brennenden Schiff gerettet. Wenigstens dort hat man nicht aufgegeben und nicht auf’s Geld geschaut, sondern Recht und Schutz dieses Lebewesens erste Priorität eingeräumt. Jedes immer unschuldige und hilflos ausgelieferte Tier verdient diesen Schutz, solche Rettung. Leider geschieht es nur selten. 


Anbei Gedicht eines unbekannten Verfassers zum Wesen der Hunde und ihre bedingungslose Treue. Weiterhin eine Erzählung „Rettung an Sylvester“ - es ist keine Rettung, es war eine letzte Hilfe.


Weiterhin ein Gedicht aus der Sicht der Hunde von I. Winiawsky und von Marita Redemann ein Gedicht für die von Menschen gemordeten Hunde, hier in Folge ihrer Rassezugehörigkeit. Die seit Juli 2000 gemordeten Hunde, auch viele hundert durch Giftköder, sind Opfer der vorsätzlich geschürten Hetze der Politiker und Medien gegen Hunde.


Costa Rica hat Tierdarbietungen in Zirkussen verboten, ebenso wie Brasilien bereits vorher.


Für diejenigen, die es noch nicht erfahren haben: Die Pelztierfarm in Willich-Schiefbahn, Tiernutzer Manfred Roßberger, wurde geschlossen am 1. Januar 2002. Die Tiere konnten leider nicht gerettet werden, die Pelzung erfolgte vorher. Aber jedenfalls wurde einem der vielen Tierschinder das Handwerk gelegt, hoffentlich für immer.


Anbei auch eine E-Mail zu vegetarischem Fleisch = Vleisch in den Supermärkten. Denken Sie bitte immer daran. Für herkömmliche Wurst, Fleisch, Schinken wurden angst-, schmerz- leidempfindende Lebewesen gnadenlos gefoltert und gemordet. Machen Sie sich bitte nicht länger daran mitschuldig. Es geht wunderbar auch ohne den Verzehr von Tierleichen und mit der Zeit fühlt man sich psychisch und physisch sehr viel wohler als mit Fleischgenuss.  Man ist, was man isst!


Das Mutterunser - Fragen bei Tisch - Menschenpflicht


Die Wahrheit über’s Salz


Tierquälerei vom Staat gefördert?


„Sind Tierhalter wehrlos?“ - Futtermittelskandal, auch unsere Haustiere sind Opfer!


Telepathische Kommunikation mit Tieren - Termine im September und November 2002.


Die Walkonferenz endete im Streit. Verlierer sind alle, an erster Stelle leider immer die Tiere.


Die meisten werden es bis jetzt nicht gewusst haben. Bisams werden in Floßfallen gefangen und ersticken dort. Die Mörder sprechen von einem sanften Ersticken. Sanften Mord gibt es aber nicht.


Ebenfalls eine traurige Meldung: Der ehemalige Zirkus-Bär Samson aus dem Bärenpark in Worbis ist tot. Ein kurzes Leben voller Qual dank Bestien in Menschengestalt. Deshalb nochmals unser Appell: Boykottieren Sie jeden Zirkus mit Tierdarbietungen und protestieren Sie in den Orten, wo diese gastieren. Wenden Sie sich direkt an den Zirkus, an die örtliche Zeitung und an den Bürgermeister, dessen Behörde diese Tierqual ja genehmigt und damit unterstützt. Manche Zirkusse gastieren auch ohne Genehmigung. 


Jagd im Zoo auf Füchse mit extra dafür gemordeten Tauben!


Das EU-Parlament will Tierversuche für Kosmetika verbieten. Leider haben wir zwei Informationen, einmal ab 2004, einmal ab 2005. Ferner soll zehn Jahre nach Annahme eines entsprechenden EU-Gesetzes die Vermarktung von Produkten wie Sonnencremes und Lippenstiften verboten werden, wenn sie an Tieren getestet wurden. - Warum erst 10 Jahre später? Seit Zehn Jahren versprechen die EU-Politiker, dass Tierversuche für Kosmetika verboten werden. Permanent wird dieses Verbot mit fadenscheinigen Vorwänden, z.B. nicht genügend Alternativen, verschoben. Die Alternativen gibt es, aber man verhindert deren Anerkennung, wo und wann immer dies möglich scheint. 


Hier eine gute Sache: Korken für Kork. Bitte sammeln Sie diesen Naturstoff, werfen Sie keine Wein- oder Sektkorken mehr weg. Sie helfen damit der Natur, aber auch Menschen, die diese Hilfe verdienen. Je mehr Menschen sammeln, je mehr Sammelstellen wird es auch geben. Bitte helfen Sie auch hier.	(...)�
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Nochmals zu den jetzt bevorstehenden Wahlen und allen weiteren. Machen Sie den Umgang mit den Schwächsten unserer Zivilisationskette, den den Menschen hilflos ausgelieferten Tieren, zum Maßstab Ihres Handelns und Ihrer Wahl - jetzt und immer. Denken Sie bei dieser und bei allen anderen Wahlen daran: 





„Wer hat uns verraten? Sozialdemokraten


Wer ist stets dabei? die Grüne Partei


Wer verarscht uns immerzu? FDP und CDU“


Zitat aus einer E-Mail vom 23.6.2002


Treffender können wir’s auch nicht sagen. 





Man kann nicht nur, man muss sogar behaupten, dass Rot-Grün den bisher erreichten Tierschutz regelrecht rückabgewickelt hat und dies in weniger als einer Legislaturperiode. Das Schlimme ist, es gibt keine Alternative zwischen den beiden tier�feindlichen Parteioberhäuptern von Schwarz und Rot. Auch die Politiker anderer Ebenen sämtlicher etablierter Parteien sind nicht einen Deut besser und der niedersächsische Ministerpräsident Gabriel bringt die Einstellung der Politiker gegenüber der Bevölkerung, also dem „Stimmvieh“ bei Bedarf, auf den Punkt: „Wir haben ein Wahljahr, da ist uns Politikern jeder Unfug recht.“





Deutlich wird auch die Einstellung der Grünen gegenüber der Bevölkerung und natürlich gegenüber den Tieren z.B. an unserer bisher nicht beantworteten Frage, ob den hessischen Grünen bekannt war, dass das Marburger Uni-Klinikum beim Anbau/der Erweiterung den größten Raum für Tierexperimente vorgesehen hat, den wir ja zwangsweise mit unseren Steuern noch finanzieren. Die Antwort steht seit März 2002 aus. Also wer immer noch an die Grünen glaubt, der sollte spätestens seit den Hunderassenlisten, seit dem Schächten, aber auch bei den Massenhinrichtungen der Rinder, der Schweine, der Schafe und jetzt der Hühner infolge des Nitrofen-Skandals begriffen haben. Ursache all dieses durch nichts zu rechtfertigenden Elends sind bisher grenzenlose Grundrechte der Menschen auf Kosten wehrloser Tiere.





Aber wir kämpfen für euch Tiere.


Wir kämpfen für euch, wo und wer immer auch ihr seid!





Zum Abschluss die Frage eines Sohnes an seinen Vater, was Politik sei.





Vergessen Sie bitte nie, ob es die Ausrottung der ausländischen Hunderassen in Deutschland ist oder irgendein anderes Verbrechen der Menschen an den Tieren, alles ist Folge der ethischen Verantwortungslosigkeit gepaart mit politischer und gesellschaftlicher Hilflosigkeit, die diese eigentlich unfassbaren Verbrechen geschehen lassen, fördern. Ursache sind die bisher grenzenlosen Grundrechte der Menschen auf Kosten wehrloser Tiere. Auch wenn der Tierschutz jetzt im Grundgesetz verankert ist, die Politiker haben den Tiernutzern/Tierschindern ja vorher zugesagt, dass sich für diese nichts/nicht viel ändern wird. Am deutlichsten wird dies wohl im Bereich der Tierexperimente.





Die moralische Verkommenheit der meisten Politiker, auch der deutschen, wird täglich in den Nachrichten deutlich. Die Bevölkerung hat von diesen bis heute nichts zu erwarten, die Tiere aber nicht einmal ihr Leben. Bedenken Sie dies bitte bei Ihrem Wahlverhalten - jetzt und künftig. Bedenken Sie auch, dass es für diese sog. Volksvertreter nicht unüblich ist, mal so nebenbei einen Einkaufsbummel über zigtausend DM - Beispiel Scharping über 50.000 DM lt. Medien - zu machen. Vergleichen Sie parallel dazu, dass die meisten sehr schwer arbeitenden, ehrlichen Menschen in einem ganzen Jahr nicht so viel verdienen. Vergessen Sie auch keinen der politischen Langfinger, denn wir sind es, die all deren Vorteile und Bezüge bezahlen, und wir sind es, die permanent von diesen politischen Langfingern und Lügnern belogen, betrogen und verhöhnt werden.





Bitte denken Sie daran, dass am 4. Oktober Welttierschutztag ist. Bitten Sie Ihre örtlichen Zeitungen, an diesem Tag über die Verbrechen der Menschen an den Tieren zu berichten. 





„Auf die Füße kommt unsere Welt erst wieder, wenn sie sich beibringen lässt, dass ihr Heil nicht in neuen Maßnahmen, sondern in neuen Gesinnungen besteht.“ Albert Schweitzer





„Bevor man die Welt verändert, wäre es vielleicht doch wichtiger, sie nicht zugrunde zu richten.“ Paul Claudel





Die für dieses Jahr letzte Briefaktion wird dann im Oktober/November versandt werden.





„Ich kann mir nicht vorstellen, dass in der Jury des Jüngsten Gerichtes nicht auch die Delphine und die anderen Spezies sitzen, die wir umbringen.“


	Carl Améry


Im Auftrag aller Schutzbedürftigen





